
KAPASAKALIS U. A. 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
CARL OTTO LENZ 
vom 9. Januar 1997 * 

A — Einführung 

1. In den vorliegenden Rechtssachen verlan­
gen die Kläger, allesamt griechische Staatsan­
gehörige mit Wohnsitz in Griechenland, vom 
griechischen Staat Ersatz für immaterielle 
Schäden in Höhe von jeweils 10 Mio DR. Sie 
begründen dies unter anderem damit, daß 
der griechische Staat es unterlassen habe, die 
Richtlinie 89/48/EWG ordnungsgemäß 
umzusetzen. 1 Das deshalb angerufene 
Verwaltungsgericht Athen hat dem Gerichts­
hof zwei Fragen nach dem Inhalt dieser 
Richtlinien und eine Frage nach dem Kausal­
zusammenhang zwischen der Verletzung der 
Umsetzungsverpflichtung und dem Schaden, 
den die Kläger angeblich erlitten haben, vor­
gelegt. 2 

B — Stellungnahme 

2. Aus den Feststellungen des vorlegenden 
Gerichts folgt, daß die Kläger weder in 

einem anderen Mitgliedstaat der Gemein­
schaft als ihrem Herkunftsstaat gearbeitet, 
noch studiert, noch ein Diplom bzw. einen 
Berufsabschluß erworben haben. 

3. Wie sich aus der genannten Richtlinie 
ergibt, gilt diese nur für Angehörige eines 
Mitgliedstaats, die als Selbständige oder 
abhängig Beschäftigte einen reglementierten 
Beruf in einem anderen Mitgliedstaat aus­
üben wollen 3. Außerdem ergibt sich aus dem 
zehnten Erwägungsgrund, daß die Richtlinie 
nicht auf eine Änderung der Bestimmungen 
abzielt, die für alle Personen gelten, die einen 
Beruf im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats 
ausüben 4. 

4. Demnach ist der Anwendungsbereich der 
Richtlinie 89/48 in dem dem Vorab­
entscheidungsersuchen zugrundeliegenden 
Rechtsstreit nicht eröffnet. Auf die gestellten 
Fragen brauche ich daher nicht näher einzu­
gehen. 

* Originalsprache: Deutsch. 
1 — Urteil vom 25. März 1995 in der Rechtssache C-365/93 

(Kommission/Griechenland, SIg. 1995, 1-499). Die Kommis­
sion hat inzwischen das Vorverfahren zu einer weiteren 
Vertragsverletzungsklage gegen die Griechische Republik ein­
geleitet, weil diese nicht die Maßnahmen ergriffen habe, die 
sich aus dem Urteil des Gerichtshofes ergeben. 

2 — Siehe ABl. C 229 vom 2. September 1995, S. 13. 
3 — Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie. 
4 — Zehnter Erwägungsgrund der Richtlinie. 
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SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN LENZ — VERBUNDENE RECHTSSACHEN C-225/95, C-226/95 UND C-227/95 

C — Schlußantrag 

5. Ich schlage deshalb vor, auf die Fragen des vorlegenden Gerichts folgendermaßen 
zu antworten: 

Die aufgrund der Artikel 49, 57 Absatz 1 und 66 EG-Vertrag erlassene Richtlinie 
89/48/EWG des Rates über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hoch­
schuldiplome, die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen, findet 
keine Anwendung auf Sachverhalte, die keinen gemeinschaftsrechtlichen Bezug 
aufweisen. 
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